
Hauptsatzung 

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung – ThürKO -) vom 16. August 1993 (GVBI. S. 501) 
in der derzeitigen gültigen Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Emleben in der 
Sitzung am 26.11.2019 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

§ 1 
Name 

Die Gemeinde führt den Namen Emleben. 

§ 2 
Gemeindewappen, Gemeindesiegel 

(1) Das Wappen zeigt in Blau eine wachsende goldene Frau, in der Rechten eine gol-
dene Waidpflanze emporhaltend, die Linke auf die Hüfte gestützt; im rechten sil-
bernen Schrägeck drei blaue schrägrechte Wellenfäden. 

(2) Das Dienstsiegel trägt die Umschrift 

in der oberen Hälfte: „Land Thüringen Landkreis Gotha“ 
in der unteren Hälfte: „Gemeinde Emleben“ 
und zeigt die Waidfrau. 

(3) Die Änderung bestehender und die Annahme neuer Wappen und Flaggen bedür-
fen der Genehmigung des Gemeinderates. Dritte dürfen Wappen und Flaggen nur 
mit deren Genehmigung verwenden. 

§ 3 
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid 

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Ge-
meinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen (Bürgerbegehren). 
Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird die Angelegenheit den Bürgern 
zur Entscheidung vorgelegt, sofern der Gemeinderat, sich das Anliegen nicht zu 
Eigen macht. 

(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat den Bürgern eine An-
gelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde zur Entscheidung vorle-
gen (Ratsreferendum). 

(3) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Gemeinderatsbeschlusses 
der Gemeinde.  

(4) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bürgerentscheid, Ratsbegeh-
ren und Ratsreferendum regelt das Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Ein-
wohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürgerentscheid (ThürEBBG) in der jeweils 
gültigen Fassung. 

§ 4 
Einwohnerversammlung 

(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwohnerversammlung 
ein, um die Einwohner über wichtige Gemeindeangelegenheiten, insbesondere 
über Planungen und Vorhaben der Gemeinde, die ihre strukturelle Entwicklung 
unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder über Angelegenheiten, die mit erheb-
lichen Auswirkungen für eine Vielzahl von Einwohnern verbunden sind, zu unter-
richten und diese mit ihnen zu erörtern. Der Bürgermeister lädt spätestens eine 



Woche vor der Einwohnversammlung unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesord-
nung in ortsüblicher Weise öffentlich zur Einwohnerversammlung ein.  

(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnversammlung. Er hat im Rah-
men der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem Umfang Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich ist, kann der Bürgermeister zum 
Zweck der umfassenden Unterrichtung Gemeindebedienstete sowie Sachverstän-
dige hinzuziehen. 

(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegenheiten, die nicht 
von der Tagesordnung der Einwohnversammlung erfasst sind, bis spätestens zwei 
Tage vor der Einwohnversammlung bei der Gemeinde einreichen. Die Anfragen 
sollen vom Bürgermeister in der Einwohnversammlung beantwortet werden. Aus-
nahmsweise kann der Bürgermeister Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei 
Wochen schriftlich beantworten. 

§ 5 
Gemeinderatssitzungen 

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind öffentlich, soweit nicht Rücksicht auf das 
Wohl der Allgemeinheit oder das berechtigte Interesse einzelner entgegen stehen. 
Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nicht öffentlichen Sitzungen beraten 
und entschieden. 

(2) Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Verhinderung 
sein Stellvertreter, Beigeordneter. 

§ 6 
Bürgermeister 

Der Bürgermeister ist ehrenamtlich tätig. 

§ 7 
Beigeordnete 

Der Gemeinderat wählt einen ehrenamtlichen Beigeordneten. 

§ 8 
Ehrenbezeichnungen 

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde und das Wohl ihrer 
Einwohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern ernannt werden. 

(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbe-
amte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 
Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt haben, können folgende Ehrenbezeichnung 
erhalten: 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister = Ehrenbürgermeisterin oder Ehrenbürger-
meister, Beigeordnete oder Beigeordneter = Ehrenbeigeordnete oder Ehrenbeige-
ordneter, Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied, sonstige Ehrenbe-
amtinnen oder Ehrenbeamte = eine die ausgeübte ehrenamtliche Tätigkeiten kenn-
zeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „Ehren-„. Die Ehrenbezeichnung soll 
sich nach der zuletzt oder überwiegend ausgeübten Funktion richten. 

(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vorteilhafter Weise 
zur Mehrung des Ansehens der Gemeinde beigetragen haben, können besonders 
geehrt werden. Der Gemeinderat kann dazu spezielle Richtlinien beschließen. 



(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und der Ehrenbezeichnung soll in feierli-
cher Form in einer Sitzung des Gemeinderates unter Aushändigung einer Urkunde 
vorgenommen werden. 

(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung wegen un-
würdigem Verhalten entziehen. 

§ 9 
Entschädigungen 

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwirkung bei den Be-
ratungen und Entscheidungen des Gemeinderates als Entschädigung nach Maß-
gabe der Thüringer Entschädigungsverordnung 

Ein Sitzungsgeld von 35,00 € für die notwendige, nachgewiesene Teilnahme an 
Sitzungen des Gemeinderates. Dabei dürfen nicht mehr als zwei Sitzungen pro 
Tag gezahlt werden. 

(2) Mitglieder des Gemeinderates, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben außerdem 
Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls und der notwendigen 
Auslagen. Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädigung von 5,00 € je 
volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen 
Tätigkeit entstanden ist. Sonstige Mitglieder des Gemeinderates, die nicht erwerbs-
tätig sind, jedoch einen Mehrpersonenhaushalt von mindestens drei Personen füh-
ren (§ 13 Abs. 1 Satz 4 ThürKO), erhalten eine Pauschalentschädigung von 5,00 € 
je volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag 
sowie für höchstens 8 Stunden pro Tag und nur bis 19:00 Uhr gewährt. 

(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach dem Thüringer 
Reisekostengesetz gezahlt. 

(4) Für die weiteren ehrenamtlichen Tätigen, die nicht Mitglieder des Gemeinderates 
sind, gelten die Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienstausfalls 
bzw. der Pauschalentschädigung und der Reisekosten (Abs. 1, 2 und 3 ) entspre-
chend. 

Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen 
und die Mitglieder des Wahlvorstandes bei der Durchführung der Wahl am Wahltag 
sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag (§ 38 Abs. 5 ThürKO) je eine Ent-
schädigung von 25,00 € (§ 34 Abs. 2 ThürKWG). 

(5) Die ehrenamtlichen Kommunalbeamten erhalten nach Maßgabe der Verordnung 
über die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten 
auf Zeit die folgende Aufwandentschädigung: 

der ehrenamtliche Bürgermeister           1.060,00 €/Monat 
der Beigeordnete 221,00 €/Monat 

 

§ 10 
Öffentliche Bekanntmachung 

(1) Satzungen werden öffentlich bekannt gemacht: 

durch Veröffentlichung im „Thüringer Waldboten“, Amtsblatt für die Stadt Ohrdruf 
und die Gemeinden: Crawinkel, Gräfenhain, Luisenthal, Wölfis, Amtsblatt für die 
Verwaltungsgemeinschaft „Apfelstädtaue“ und die  Gemeinden Georgenthal, Her-
renhof, Hohenkirchen, Emleben und Petriroda. 



(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen des Gemeinderates  (§ 35 
Abs. 6 ThürKO) werden durch Aushang an den Verkündungstafeln der Gemeinde 
bekannt gemacht. 

Die Verkündungstafel befindet sich:  

1. Kaufhallenvorplatz, Hauptstr.  
2. Gemeindeverwaltung, Kirchplatz 2 a 

 Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Gemein-
derates (§ 35 Abs. 6 ThürKO) ist mit dem Ablauf des ersten Tages des Aushangs 
an der Verkündungstafel an diesem Tag vollendet. Die entsprechenden Bekannt-
machungen dürfen jedoch erst am Tag nach der jeweiligen Sitzung abgenommen 
werden. 

(3) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder ortsübliche) Be-
kanntmachungen gilt Abs. 1 entsprechend, sofern nicht Bundes- oder Landesrecht 
etwas Anderes bestimmt. Im Übrigen findet die Thüringer Verordnung über die öf-
fentliche Bekanntmachung von Satzungen der Gemeinden, Verwaltungsgemein-
schaften und Landkreise (Bekanntmachungsverordnung) in ihrer jeweiligen Fas-
sung Anwendung. 

§ 11 
Sprachform, Inkrafttreten 

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwandten personenbezogenen Bezeichnungen gelten 
für Frauen in der weiblichen, für Männer in der männlichen Sprachform. 

(2) Gemeindeverwaltung i. S. d. Bestimmungen dieser Hauptsatzung ist die Verwal-
tungsgemeinschaft „Apfelstädtaue“ Tambacher Str. 2 in 99887 Georgenthal (§ 47 
Abs. 2 der Thüringer Kommunalordnung – ThürKO -). 

(3) Die Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 01. April 2004 außer Kraft. 

Emleben, d. 17.12.2019 

gez. Sauerbier - Siegel -  
Bürgermeisterin 

 

 

 


